
Von der Aufrechnungbefugnis gegenüber Forderun­
gen Privater sollten die staatlichen Unternehmen jedoch 
nur ausnahmsweise Gebrauch machen, um die Kontrolle 
durch die deutsche Notenbank nicht zu gefährden.

Werner D r e w s  /Erich K r a u ß ,
Institut für Zivilrecht an der Deutschen Akademie für

Staats- und Rechtswissenschaft „Walter Ulbricht“

§§ 394, 395, 406 BGB.
Auch gegen eine an einen Träger von Volkseigentum 

abgetretene Forderung kann nicht aufgerechnet werden.
BG Magdeburg, Urt. vom 23. März 1954 — LS 431/53.
Der Beklagte hat im Jahre 1945 ein der Frau S. gehöriges, 

zum Teil ausgebombtes Grundstück gepachtet, auf dem er einen 
Gewerbebetrieb errichtete. Er hat bis Mitte 1950 hierfür monat­
lich 150 DM Pacht gezahlt. Nach einer abschriftlich bei den 
Akten befindlichen Äußerung hat Frau S. dem Beklagten das 
Vorkaufsrecht an dem mit 14 250 DM belasteten Grundstück 
eingeräumt.

Frau S. befindet sich seit 1950 in einem Pflegeheim der Stadt 
M. und wird durch den Rat der Stadt, Ref. Sozialfürsorge, 
unterstützt. Dafür hat sie sämtliche Ansprüche, die ihr aus 
dem Grundstück zustehen, an den Rat der Stadt abgetreten.

Der Rat der Stadt M. hat den Beklagten auf Zahlung der 
inzwischen auf dessen Einspruch hin auf 81,75 DM festgesetzten 
monatlichen Miete vom 1. Dezember 1950 an verklagt.

Der Beklagte hat Klageabweisung beantragt. Er behauptet, 
daß in dem von ihm an Frau S. gezahlten Betrag von monat­
lich 150 DM eine Unterstützung von 100 DM enthalten gewesen 
sei. Diese Beträge sollten bei der Rückkehr des Schwieger­
sohnes der Frau S. aus der Gefangenschaft zurückgezahlt bzw. 
bei einem eventuellen Grundstückskauf angerechnet werden. 
Für die Enttrümmerung des Grundstücks habe er 1320 DM Un­
kosten gehabt, die er ebenfalls geltend mache. Mit beiden Be­
trägen wolle er gegen die Forderung des Rates der Stadt M. 
aufrechnen.

Das KrG und auf Berufung des Beklagten auch das BG 
haben der Klage des Rates der Stadt M. stattgegeben.

A u s  d e n  G r ü n d e n :
D i e  Berufung ist frist- und formgerecht eingelegt, sie 

konnte jedoch keinen Erfolg haben, da sie unbegründet 
ist. Die Klage hingegen war begründet. Der Ansicht 
des Beklagten war insoweit beizutreten, als der Schuld­
ner gemäß § 406 BGB grundsätzlich auch dem neuen 
Gläubiger gegenüber mit einer ihm zustehenden For­
derung gegen den bisherigen Gläubiger aufrechnen 
kann. Zweifelhaft ist im vorliegenden Fall, ob dem 
Beklagten die Forderungen, mit denen er aufrechnen 
will, zustehen, da nach einer bei den Akten befindlichen 
schriftlichen Äußerung der Tochter der Frau S. eine 
Vereinbarung darüber, daß die gezahlten Beträge zu 
irgendeinem Zeitpunkt zurückgezahlt werden sollten, 
nicht getroffen wurde und der Beklagte ohne jeden Ein­
wand auch nach der Rückkehr ihres Ehemannes die 
Miete weitergezahlt hat. An eine dahingehende Ver­
einbarung, daß die gezahlten Beträge bei einem evtl. 
Kauf des Grundstücks durch den Beklagten angerechnet 
werden sollten, konnte sie sich nicht mehr erinnern.

Davon abgesehen hat der Beklagte auch heute noch 
die Möglichkeit, den beabsichtigten Kauf des Grund­
stücks vorzunehmen, da ihm ja Frau S., die Eigen­
tümerin des Grundstücks, schriftlich das Vorkaufsrecht 
zugesichert hat und die Höhe der Belastungen des 
Grundstücks, die dem Beklagten schon 1946 bekannt 
war, die gleiche geblieben ist. Beweiserhebungen über 
die Gegenforderungen sind nicht durchgeführt worden, 
da nach Ansicht des Senats eine Aufrechnung unzu­
lässig ist. Durch die Abtretung der Mietzinsforderung 
an den Rat der Stadt (Kläger) ist sie auf einen Träger 
von Volkseigentum übergegangen und dadurch volks­
eigenes Vermögen geworden. Da eine volkseigene For­
derung der Pfändung nicht unterworfen ist, kann auch 
nach § 394 BGB eine Aufrechnung gegen sie nicht statt­
finden. Ein anderes Ergebnis kann auch nicht dadurch 
gewonnen werden, wenn man bedenkt, daß es sich bei 
der Abtretung der volkseigen gewordenen Mietzins­
forderung nicht um einen ursprünglichen (originären) 
Erwerb von Volkseigentum, sondern um einen abge­
leiteten (derivativen) Erwerb handelt. Entscheidend ist 
nach Ansicht des Senats nicht, auf welche Weise ein 
Gegenstand Vermögen des Volkes, sondern daß er 
überhaupt volkseigenes Vermögen geworden ist. Eine 
Aufrechnung gegen eine volkseigene Forderung entfällt 
mithin mit dem Zeitpunkt des Übergangs der Forderung 
in Volkseigentum. •

• Eine Bestätigung dafür, daß aus Abtretungen von 
Forderungen Volkseigentum mit den hierdurch gegebe­

nen Vorrechten entsteht, ist auch aus § 1 Abs. 2 Satz 2 
der VO über den Rang volkseigener Forderungen im 
Konkurs des Schuldners zu ersehen. Den Vorrang ge­
mäß § 61 Abs. 2 KO genießen alle im Zeitpunkt des 
Konkurses im Volkseigentum stehenden Forderungen. 
Eine Ausnahme gilt für die durch Abtretung entstan­
dene Forderung nur insoweit, als sie nach Zahlungs­
einstellung (vor Konkurseröffnung) erworben ist. Dar­
aus ergibt sich aber, daß durch die Abtretung vor Zah­
lungseinstellung und damit auch sonst, wie im vor­
liegenden Falle, mit ihrem Vollzug das Vorrecht der volks­
eigen gewordenen Forderung beginnt. Die Abtretung be­
gründet aber nicht nur die Vorrangstellung im Falle 
eines Konkurses, sondern auch die sonstigen Bevor­
rechtungen volkseigener Forderungen, zu denen das 
Verbot der Auf rechnung gegen sie gehört. Der Beklagte 
kann daher mit seiner Rückforderung, den mit dem 
Mietzins gezahlten Unterhaltszahlungen, nicht gegen 
die volkseigen gewordenen Mietzinsforderungen auf­
rechnen. Demzufolge war seine Berufung zurückzu­
weisen.

§ 18 Berliner VO über den Mutter- und Kinderschutz 
und die Rechte der Frau vom 13. Oktober 1950 (VOB1. 1 
S. 315); §§ 331, 182 ZPO.

1. Die schlüssige Begründung einer Unterhaltsklage 
des nichtehelichen Kindes erfordert die Darlegung der 
wirtschaftlichen Lage b e i d e r  Elternteile.

2. Zu den Voraussetzungen einer rechtswirksamen 
Ersatzzustellung.

KG, Urt. vom 22. Juli 1954 — Zz 20/54.
Die durch den Rat der Stadt C. vertretene Klägerin hat mit 

der am 10. Juni 1953 bei Gericht eingegangenen Klageschrift be­
hauptet, daß der Beklagte der Kindesmutter in der gesetz­
lichen Empfängniszeit vom 28. April bis 27. August 1952 bei­
gewohnt habe. Er gelte daher als der Vater der am 24. Februar
1953 geborenen Klägerin. Sein monatliches Einkommen als 
Angehöriger der Volkspolizei sei zwar nicht bekannt, er sei 
Jedoch verpflichtet, der Klägerin einen Unterhaltsbeitrag zu 
leisten.

Die Klägerin hat beantragt, den Beklagten zu verurteilen, 
an sie ab 24. Februar 1953 eine monatliche Geldrente von 
35 DM zu zahlen.

Dem Beklagten wurde die Klageschrift mit der Ladung zum 
Termin unter seiner PostsChließfach-Nr. zugestellt. Die Zu­
stellung erfolgte am 27. Juni 1953 durch Hinterlegung beim 
zuständigen Postamt und Benachrichtigung von der Hinter­
legung. Die Zustellungsurkunde gelangte rechtzeitig zu den 
Akten. Am 2. Juli 1953 erhielt das Stadtbezirksgericht die hinter­
legte Zustellung vom Postamt zurück mit dem Vermerk, daß 
der Beklagte nicht mehr Angehöriger der Volkspolizei sei. 
Gleichzeitig wurde die jetzige Anschrift des Beklagten bekannt­
gegeben.

Im Termin am 3. Juli 1953 war der Beklagte nicht vertreten. 
Auf Antrag des Vertreters der Klägerin erging ein dem Klage­
antrag entsprechendes Versäumnisurteil gegen den Beklagten.

Der Generalstaatsanwalt von Groß-Berlin hat am 29. Juni
1954 die Kassation des seit dem 1. August 1953 rechtskräftigen 
Versäumnisurteils wegen Gesetzesverletzung beantragt.

A u s d e n  G r ü n d e n :
Der Kassationsantrag hatte Erfolg. Das Versäumnis­

urteil des Stadtbezirksgerichts verletzt die §§ 498, 182 
2>PO.

Soweit der Kassationsantrag die mangelnde Schlüssig­
keit der Klage beanstandet, ist ihm zunächst insoweit 
zuzustimmen, als er mit Recht unter Hinweis auf § 18 
VO über den Mutter- und Kinderschutz und die Rechte 
der Frau, § 331 Abs. 2 ZPO und die Entscheidung des 
erkennenden Senats vom 26. November 1953 (Zz 13/53) 
ausführt, daß zur schlüssigen Erhebung der Unter­
haltsklage die Darlegung der wirtschaftlichen Lage bei­
der Elternteile gehört. Es gehört daher zu den pro­
zessualen Pflichten der Prozeßvertreter nichtehelicher 
Kinder, im Interesse der richtigen Bemessung des Un­
terhalts die Lebensverhältnisse der Kindesmutter und 
des Kindesvaters dem Gericht vorzutragen und dabei 
schematische und formularmäßige Angaben zu ver­
meiden. Andererseits dürfen die Anforderungen an den 
Umfang dieser Angaben nicht überspannt werden. Im 
vorliegenden Falle war mit der Angabe, daß der Be­
klagte Angehöriger der Volkspolizei ist, für den gel­
tend gemachten, nur geringen Unterhalts betrag von 
35 DM die Schlüssigkeit des Klageantrags genügend 
dargetan, weil die Bezüge eines Angehörigen der Volks­
polizei diesen Betrag in jedem Falle rechtfertigen, auch 
dann, wenn die Kindesmutter berufstätig wäre. Des­
halb beruht das Versäumnisurteil insoweit auf keiner 
Gesetzesverletzung.
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